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6. Rapportierung der Hersteller an die Abnehmer. 
Bei Abnehmern, die nicht Großabnehmer sind, 
geht das auf geeichten Fuhrwerkswaagen durch 
vereidigte Wäger ermittelte Gewicht dem Rap­
port vor, wenn nachgewiesen wird, daß die Lie­
ferungen (Liefereinheiten) vollständig verwogen 
wurden; die Kosten tragen die Hersteller, soweit 
sie nicht höher als die Kosten nach Ziff. 2 sind.

Die höchstmögliche Rangstufe ist anzuwenden. Die 
Partner können eine Kombination zwischen Ziff. 5 
und 6 (Rapportierung) vereinbaren.

(2) Die Gewichtsermittlung bei Lagerbezug erfolgt 
durch den Kohleplatzhandel auf Fuhrwerkswaagen 
oder sonstigen zulässigen Waagen.

(3) Erfolgt die Gewichtsermittlung nach Abs. 1 Ziff. 1 
oder 2, so wird das angeschriebene Gewicht des Leer­
wagens vom Gesamtgewicht abgezogen. Das ermittelte 
Gewicht ist zu berichtigen, wenn unverzüglich nach 
der Entladung durch bahnamtliches Nachwiegen ein 
anderes als das angeschriebene Gewicht des Leer­
wagens festgestellt wird.

(4) Erfolgt die Gewichtsermittlung nach Abs. 1 Ziff. 4 
oder 5, so ist durch die Betreiber die vorherige Prü­
fung der Bandwaage durch das DAMW zu veranlassen. 
Weitere Prüfungen sind mindestens jährlich zu ver­
anlassen, außerdem dann, wenn durch Reparaturen 
die meßtechnischen Eigenschaften der Bandwaage be­
einflußt werden. Die Betreiber sind verpflichtet, min­
destens zweitägig mit gebrauchsnormalen Wägestücken 
Genauigkeitskontrollen durchzuführen und den Part­
nern jederzeit die Teilnahme an den Kontrollen zu 
ermöglichen.

(5) Einzelheiten der Gewichtsermittlung nach Abs. 1 
Ziffern 4, 5 und 6 (Rapportierung) sind zwischen Her­
stellern und Abnehmern zu vereinbaren. Erfolgt die 
Gewichtsermittlung nach Abs. 1 Ziff. 5, haben die Part­
ner gleichzeitig zu regeln, welche Kosten die Abnehmer 
übernehmen.

(6) Sofern Importe mit geschätzten Gewichten ein- 
gehen, hat das Staatliche Kohlekontor die bahnamtliche 
Verwiegung zu beantragen. Wird dem Antrag nicht 
entsprochen, so gilt das vom Abnehmer ermittelte Ge­
wicht. Die festgestellten Gewichte sind unter Angabe 
der Lieferdaten unverzüglich dem Staatlichen Kohle­
kontor anzuzeigen; ist ein VEB Kohlehandel Vertrags­
partner, so ist diesem eine Durchschrift der Gewichts­
anzeige zu übermitteln.

(7) Bei Schiffsversand (nicht bei kombiniertem 
Transport mit Reichsbahnvorlauf) gilt für die Abneh­
mer das auf Grund des Eichscheines festgestellte und 
durch die Schiffspapiere nachgewiesene Gewicht. Wird 
eine Schiffsladung auf mehrere Abnehmer aufgeteilt, 
so- gilt das bei der Teilung ermittelte Gewicht.

§ 9 

Versand

(1) Der Versand durch die Hersteller hat nach den 
Versandaufträgen des Staatlichen Kohlekontors zu er­
folgen. Die Versandaufträge sind den Herstellern vom 
Staatlichen Kohlekontor bzw. den VEB Kohlehandel 
bis zum 5. des Monats vor dem Lieferquartal zu über­
geben; das gilt nicht für die Mengen, die in der Re­
serve des bilanzierenden Organs oder, soweit das nach

der jeweils gültigen Verteileranordnung zulässig ist, 
der Kontingentträger enthalten sind. Die Versand­
aufträge für die Reservemengen sind unverzüglich nach 
der Verfügung darüber den Herstellern zu übergeben. 
Für Exportlieferungen und für Regierungsaufträge gilt 
die im Lieferplan angegebene Menge als gebundene 
Auftragsmenge; die Versandaufträge sind bis späte­
stens zum 5. des Monats vor dem Liefermonat zu 
übergeben.

(2) Bei Reichsbahnversand sind die Hersteller ver­
pflichtet, auf Verlangen der Abnehmer von der Deut­
schen Reichsbahn Ablieferungsnachweise zu verlangen 
und den Abnehmern unverzüglich nach Zugang zu 
übergeben.

(3) Die Hersteller tragen keine Gewähr dafür, daß 
der Versand in bestimmten Güterwagen (Wagenart, 
Fassungsvermögen, Achszahl. Radstand usw.) erfolgt. 
Anträge der Abnehmer auf Sonderregelungen sind an 
deren Vertragspartner zu richten. Können Abnehmer 
über ihre Anschlußgleise oder auf Grund ihrer Ent­
ladetechnologie nur bestimmte Wagenarten entgegen­
nehmen, müssen sie sich das durch die Deutsche 
Reichsbahn bestätigen lassen. Bei entsprechenden Ver­
merken auf den Versandaufträgen sind die Hersteller 
verpflichtet, die Beschränkungen zu beachten, sind 
jedoch von der Einhaltung der Liefertermine solange 
befreit, bis entsprechende Güterwagen zur Verfügung 
stehen; bei Nichtbeachtung sind den Abnehmern die 
entstandenen Kosten zu erstatten.

(4) Tritt bei vereinbartem Schiffsversand oder im 
gebrochenen Verkehr ein schiffahrthinderndes Natur­
ereignis ein und wird dadurch die teilweise oder 
völlige Einstellung des Schiffsverkehrs verursacht, so 
werden das Staatliche Kohlekontor und die VEB 
Kohlehandel, wenn sie den Abnehmern die Einstellung 
mitgeteilt haben, solange von ihren Lieferverpflich­
tungen befreit, bis die Abnehmer ihre Zustimmung zur 
Lieferung im Reichsbahn Versand erteilt haben. Die 
Abnehmer haben die Zustimmung innerhalb von 
3 Tagen zu erteilen. Für das Verhältnis des Staatlichen 
Kohlekontors zu den Herstellern gilt § 5 Abs. 2.

(5) Der Landabsatz erfolgt auf Grund von Land­
absatzscheinen, die vom Staatlichen Kohlekontor oder 
den VEB Kohlehandel ausgestellt werden. Die Beliefe­
rung darf nur innerhalb der festgesetzten Frist und 
in der angegebenen Menge erfolgen. Einzelheiten des 
Landabsatzes werden durch die Landabsatzordnung 
geregelt.

§ 10 
Versandberichte

Die Hersteller sind verpflichtet, am ersten Werktag 
nach dem Absatztag Versandberichte über ihren Reichs­
bahnabsatz, den Absatz im Werknahverkehr und den 
Landabsatz an das Staatliche Kohlekontor für alle 
Abnehmer und daneben an die VEB Kohlehandel für 
deren Abnehmer zu übersenden.

§ 11
Rechnungserteilung

(1) Für Braunkohle und Braunkohlenerzeugnisse 
erteilen die Hersteller Rechnung an

1. die Groß- und Spezialabnehmer,

2. die VEB Kohlehandel für alle anderen Abnehmer.


